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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteiiung und 
Verwaitung des Gemeinschaftszoiikontingents für getrocknete Weintrauben, 
in unmitteibaren Umschiießungen mit einem Gewicht des inhaits von 15 kg oder 
weniger, der Tarifsteiie 08.04 B I des Gemeinsamen Zoiitarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Beschluß vom hat der Rat 

für die Zeit vom 1. Dezember 1973 bis 30. Novem- 
ber 1974 das in Brüssel am 14. Oktober 1963 Unter- 
zeichnete und durch Briefwechsel vom 8. November 
1967 2) geänderte Handelsabkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Iran 
verlängert. 

Nach Artikel II dieses Handelsabkommens in der 
durch den genannten Briefwechsel geänderten Fas- 
sung ist die Gemeinschaft verpflichtet, jährlich auf 
der Grundlage der letzten verfügbaren Statistiken 
der Gemeinschaft ein nichtdiskriminierendes Zoll- 
kontingent für getrocknete Weintrauben, in unmit- 
telbaren Umschließungen mit einem Gewicht des 
Inhalts mit 15 kg oder weniger, der Tarifstelle 08.04 
B I des Gemeinsamen Zolltarifs zum Zollsatz von 
1,2 V. H. und in Höhe von 15 v. H. der jährlichen 
Einfuhren von getrockneten Weintrauben aus drit- 
ten Ländern, die nicht mit der Gemeinschaft asso- 
ziiert sind, zu eröffnen und nach den von der Ge- 
meinschaft festzulegenden Bedingungen auf die Mit- 
gliedstaaten aufzuteilen. 

Für diese Waren haben die neuen Mitgliedstaaten 
bis zum 1. Januar 1974 keine Annäherung ihrer na- 
tionalen Zollsätze an die des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs vorzunehmen. Infolgedessen sind diese Mit- 


gliedstaaten nicht verpflichtet, bei Eröffnung eines 
Gemeinschaftszollkontingents in dem diesem Zeit- 
punkt vorausgehenden Zeitraum ihre Zolltarife ge- 
genüber dritten Ländern zu ändern. Aus diesem 
Grunde ist für die Zeit vom 1. bis 31. Dezember 1973 
für die Ausnutzung des Zollkontingents nur die Be- 
teiligung der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und auf ihre 
Quote die Anrechnung der sowohl aus dritten Län- 
dern als auch aus den neuen Mitgliedstaaten ein- 
geführten Waren vorzusehen. Mit der ersten Anglei- 
chung der Zollsätze der Zolltarife der neuen Mit- 
gliedstaaten an die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs, sind die neuen Mitgliedstaaten verpflich- 
tet, ihren Einfuhrbedarf in der Zeit vom 1. Januar 
bis 30. November 1974 über das Gemeinschaftszoll- 
kontingent zu decken. Somit ist das Zollkontingent 
zu den vorstehend genannten Bedingungen für die 
Zeit vom 1. Dezember 1973 bis 30. November 1974 
für die Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung zum Zollsatz von 1,2 v. H. und für 
die neuen Mitgliedstaaten zu einem Zollsatz zu er- 
öffnen, der den Bestimmungen der Akte entspricht, 
die dem am 22. Januar 1972 Unterzeichneten Ver- 
trag über den Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft beigefügt ist. Als Über- 
gangsmaßnahme sind unterschiedliche Regelungen 
für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung einerseits und die 
neuen Mitgliedstaaten andererseits vorzusehen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 309 
vom 19. Dezember 1967, S. 6 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Erwägungen, die die Gemeinschaften in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung betreffen: 

— Ein System zur Ausnutzung des Gemeinschafts- 
zollkontingents, das auf einer Aufteilung auf die 
Mitgliedstaaten beruht, scheint geeignet, den Ge- 
meinschaftscharakter dieses Kontingents zu wah- 
ren. Um der tatsächlichen Marktentwicklung des 
betreffenden Erzeugnisses soweit wie möglich 
zu entsprechen, muß diese Aufteilung im Ver- 
hältnis zu den Einfuhren aus nichtassoziierten 
dritten Ländern erfolgen, die von jedem dieser 
Mitgliedstaaten in einem Zeitraum, für den lük- 
kenlose Statistiken der Gemeinschaft vorliegen, 
getätigt worden sind. Da dieses Gemeinschafts- 
zollkontingent zum 1. Dezember 1973 eröffnet 
wird, muß der diesen Mitgliedstaaten zugeteilte 
Teil der Kontingentsmenge zu einem Zwölftel 
auf Grund der statistischen Angaben für das Jahr 
1971 und zu elf Zwölfteln auf Grund der Anga- 
ben für das Jahr 1972 festgesetzt werden. In die- 
sen beiden Bezugsjahren haben diese Mit- 
gliedstaaten aus nichtassoziierten dritten Län- 
dern folgende Mengen eingeführt: 

- in Tonnen - 



1971 

1972 

Deutschland 

12 250 

19 302 

Benelüx 

2 761 

2 604 

Frankreich 

2 933 

2 905 

Italien 

278 

556 


18 222 

25 367 


— Daraus ergibt sich als Grundlage für die Berech- 
nung der für diese Mitgliedstaaten bereitgestell- 
ten Kontingentsmenge eine Menge von 24 773 
Tonnen, so daß sich durch Anwendung des vor- 
genannten Satzes von 15 v. H. eine Menge von 
3 716 Tonnen ergibt, an der diese Mitgliedstaa- 
ten mit folgenden Quoten beteiligt sind: 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


2 807 Tonnen 
393 Tonnen 
436 Tonnen 
80 Tonnen 


— Da es sich um ein verhältnismäßig kleines Kon- 
tingent handelt, kann in diesem Fall ein System 
zur Ausnutzung vorgesehen werden, das auf 
einer einzigen Aufteilung auf die genannten Mit- 
gliedstaaten beruht, ohne daß dadurch der Ge- 


meinschaftscharakter des Zollkontingents berührt 
würde. Somit kann diese Aufteilung nach den 
vorstehend angegebenen Zahlen erfolgen. 

— In Anbetracht des Verhältnisses zwischen der 
Kontingentsmenge und dem Einfuhrbedarf der 
betreffenden Mitgliedstaaten ermöglichen die 
Anteile am Gemeinschaftszollkontingent in die- 
sem Fall allen Importeuren gleichen Zugang zu 
dem Gemeinschaftszollkontingent. Daher scheint 
es auch angezeigt, es diesen Mitgliedstaaten zu 
überlassen, wie sie ihre Quoten verwalten, zu- 
mal die Kontingentsmenge wahrscheinlich schnell 
erschöpft sein wird. 

— Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese vertreten wer- 
den, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion 
zugeteilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder 
vorgenommen werden. 

Erwägungen, die die neuen Mitgliedstaaten betref- 
fen: 

— Da diese Mitgliedstaaten sich ab 1. Januar 1974 
an der Ausnutzung des Zollkontingents beteili- 
gen, ist der ihnen vorbehaltene Teil der Kontin- 
gentsmenge zu elf Zwölfteln auf Grund der An- 
gaben für das Jahr 1972 festzusetzen. In diesem 
Bezugsjahr haben diese Mitgliedstaaten aus 
nichtassoziierten dritten Ländern folgende Men- 


gen eingeführt: 


- in Tonnen - 


Dänemark 

3 178 

Irland 

2 803 

Vereinigtes Königreich 

43 789 


49 770 

Daraus ergibt sich als Grundlage für die Berech- 
nung der diesen Mitgliedstaaten vorbehaltenen 
Kontingentsmenge eine Menge von 45 623 Ton- 
nen, so daß durch Anwendung des vorgenannten 
Satzes von 15 v. H. sich eine Menge von 6 843 
Tonnen ergibt, an der diese Mitgliedstaaten mit 

folgenden Quoten beteiligt sind 


Dänemark 

437 Tonnen 

Irland 

385 Tonnen 

Vereinigtes Königreich 

6 021 Tonnen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. November 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 68070- E-We 40/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaussdiusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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— Die Kontingentszollsätze sind von den neuen Mit- 
gliedstaaten gemäß den Bestimmungen der vor- 
genannten Akte, und insbesondere der Bestim- 
mungen des Artikels 59, festzusetzen. 

— Es ist vor allem sidierzustellen, daß alle Inipor- 
teure den gleichen und kontinuierlichen Zugang 
zu diesem Kontingent haben und daß die Kon- 
tingentszollsätze fortlaufend auf sämtliche Ein- 
fuhren der betreffenden Ware bis zur Erschöp- 
fung des Kontingents angewandt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für die Zeit vom 1. Dezember 1973 bis 30. No- 
vember 1974 wird in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für die Einfuhr von getrock- 
neten Weintrauben, in unmittelbaren Umschlie- 
ßungen mit einem Gewicht des Inhalts von 15 kg 
oder weniger, der Tarifstelle 08.04 B I des Ge- 
meinsamen Zolltarifs aus dritten Ländern ein Ge- 
meinschaftszollkontingent von 10 559 Tonnen er- 
öffnet. 

2. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent sind 
3 716 Tonnen der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung und 6843 Tonnen den 
neuen Mitgliedstaaten Vorbehalten. Das Kontin- 
gent wird gemäß den nachstehenden Bestimmun- 
gen verwaltet: 

Bestimmungen betreffend die Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 

Artikel 2 

Im Rahmen der Menge, die den ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten Vorbehalten ist, wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs auf 1,2 v. H. ausgesetzt. 


Artikel 3 

Die in Artikel 1 Absatz 2 genannte Menge von 
3716 Tonnen wird wie folgt auf die Mitgliedstaaten 
auf geteilt: 

Deutschland 2 807 Tonnen, 

Benelux 393 Tonnen, 


Frankreich 436 Tonnen, 

Italien 80 Tonnen. 


Artikel 4 

Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der betref- 
fenden Waren festgestellt, die 

— im Dezember 1973 aus dritten Ländern und den 
neuen Mitgliedstaaten und 

— ab 1. Januar 1974 nur aus Drittländern getätigt 
worden 

und die bei der Zollstelle zur Abfertigung zum freien 
Verkehr angemeldet worden sind. 


Artikel 5 

Die vorgenannten Mitgliedstaaten teilen der Kom- 
mission regelmäßig mit, welche Einfuhren tatsäch- 
lich auf ihre Quoten angerechnet worden sind. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Bestimmungen betreffend die neuen Mitgliedstaaten 
Artikel 7 

1. Die in Artikel 1 genannte Kontingentsmenge, 
die den neuen Mitgliedstaaten Vorbehalten ist, 
wird auf diese Mitgliedstaaten wie folgt aufge- 
teilt: 

Dänemark 437 Tonnen 

Irland 385 Tonnen 

Vereinigtes Königreich 6 021 Tonnen 

2. Unbeschadet der in Artikel 59 Absatz 4 der Bei- 
trittsakte vorgesehenen Möglichkeit einer be- 
schleunigten Angleichung wenden die neuen Mit- 
gliedstaaten im Rahmen dieser Quoten die in 
Spalte 1 der nachstehenden Tabelle angegebenen 
Zollsätze, an Stelle der in Spalte 2 genannten, 
ab 1. Januar 1974 gegenüber dritten Ländern gel- 
tenden Zollsätze an: 


Dänemark 

Irland 

Vereinigtes 

Königreich 


Kontingentszollsatz 

Ö) 


0,2 Vo 

0,1574£/100kg + 0,2«/o 
0,8267 £/100 kg + 8,2 ®/o 

0,08 £/cwt. + 0,2 ®/o 
0,16£/cwt. + 0,2®/o 


Zollsatz dritte Länder 


( 2 ) 


1,2 ®/o 

0,1574 £/100 kg + 1,2 ®/o 
0,8267 £/l 00 kg + 9,2 ®/o 

0,08£/cwt. + 1,2 ®/o 
0,16£/cwt. + 1,2 ®/o 
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Artikels 

Die Artikel 4, 5 und 6 finden Anwendung auf die 
neuen Mitgliedstaaten. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1973 in 
Kraft. 

Sie ist anzuwenden: 

— Ab 1. Dezember 1973 in der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung-, 

— ab 1. Januar 1974 in den neuen Mitgliedstaaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 
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Begründung 


1. Der beiliegende Vorschlag einer Verordnung be- 
trifft das in Artikel II erster Absatz des Handelsab- 
kommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und dem Iran vorgesehene Gemein- 
schaftszollkontingent erga omnes für getrocknete 
Weintrauben. Nach diesen Bestimmungen eröffnet 
die Gemeinschaft jährlich unter Zugrundelegung der 
letzten verfügbaren Statistiken ein nichtdiskriminie- 
rendes Zollkontingent für getrocknete Weintrauben, 
in unmittelbaren Umschließungen mit einem Ge- 
wicht des Inhalts von 15 kg oder weniger in Höhe 
von 15 V. H. der jährlichen Einfuhren aus dritten 
Ländern, die nicht mit der Gemeinschaft assoziiert 
sind, und teilt dieses Kontingent nach den von der 
Gemeinschaft festzulegenden Bedingungen auf die 
Mitgliedstaaten auf. 

Der durch Beschluß des Rates vom 3. Oktober 1967 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 309 
vom 19. Dezember 1967) geänderte zweite Ab- 
satz dieses Artikels legt den Kontingentszollsatz auf 
1,2 V. H. fest. 

2. Das Abkommen läuft am 30. November aus, da 
jedoch die iranische Regierung wahrscheinlich die 
Verlängerung beantragen wird, ist es zweckmäßig, 
jetzt bereits für die Zeit vom 1. Dezember 1973 bis 
30. November 1974 einen Vorschlag für das Zollkon- 
tingent aufzustellen. 

3. Letztmalig ist dieses Zollkontingent durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2485/72 vom 29. November 1972 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
269 vom 30. November 1972) für die Zeit vom 1. De- 
zember 1972 bis 30. November 1973 eröffnet wor- 
den. 


Da die neuen Mitgliedstaaten bei der betreffenden 
Ware nicht verpflichtet sind, die Zollsätze ihrer 
Zolltarife vor dem 1. Januar 1974 an die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs anzugleichen, wird in 
dieser Verordnung festgelegt, daß die neuen Mit- 
gliedstaaten sich nicht an der Ausnutzung des Zoll- 
kontingents beteiligen müssen und daß die von die- 
sen Mitgliedstaaten in die ursprüngliche Gemein- 
schaft eingeführten Erzeugnisse auf die den sechs 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zugeteilten Quo- 
ten angerechnet werden. 

Da diese Überlegungen auch bis zum 31. Dezember 
1973 Gültigkeit haben, enthält der beiliegende Vor- 
schlag für eine Verordnung die gleichen Bestimmun- 
gen für die Zeit vom 1. bis 31. Dezember 1973 und 
er sieht die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten 
erst ab 1. Januar 1974 für die Deckung ihres Ein- 
fuhrbedarfs vor. 

4. Da es sich um ein Gemeinschaftszollkontingent 
von verhältnismäßig geringem Umfang im Vergleich 
zu den Gesamteinfuhren der Gemeinschaft handelt, 
das zweifellos in allen Mitgliedstaaten rasch er- 
schöpft sein wird, dürfte eine Aufteilung des Kon- 
tingents in endgültig allen Mitgliedstaaten zugeteil- 
ten Quoten im Verhältnis zu ihren Einfuhren im 
Verlauf des Bezugszeitraums nicht den Gemein- 
schaftscharakter des betreffenden Zollkontingents 
berühren. Diese Lösung ist bereits früher in gleich- 
gelagerten Fällen angewandt worden, desgleichen 
wird jedem Mitgliedstaat die Wahl der Verwal- 
tungsart für seine Quoten überlassen. 
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